(i RESIDENZORT Gemeinde Rastede

ASTEDE e .
Der Burgermeister
Finanz- und Wirtschaftsausschuss

Niederschrift

Gremium: Finanz- und Wirtschaftsausschuss - offentlich
Sitzungstermin: Montag, 18.03.2019
Raum: Ratssaal des Rathauses, SophienstraBe 27, 26180 Rastede

Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr
Sitzungsende: 17:22 Uhr

Das Ergebnis der Beratung ergibt sich aus den Anlagen, die Bestandteil dieser Nie-
derschrift sind.

Genehmigt und wie folgt unterschrieben:

Vorsitzender:

BuUrgermeister:

Protokollfthrer:
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Niederschrift

TEILNEHMERVERZEICHNIS

Anwesend sind:

Ausschussvorsitz
Herr stv. BM Gerd Langhorst
ordentliche Mitglieder
Frau Susanne Lamers
Herr Hendrik Lehners
Frau Sylke Heilker
Herr Thorsten Menke
Herr Wilhelm JanfRen
Herr Lars Krause

Herr Horst Segebade
Herr Jan Hoffmann
Herr Theo Meyer

Herr Rainer Zorgiebel

Verwaltung

B90/Grine

CDuU

CDhu

CDuU fur Dieter Ahlers ab 16:55 Uhr
CDhu fir Thorsten Bohmann

SPD

SPD fur Levent Sire

SPD

B90/Grine

UWG

FFR

Herr Blrgermeister Dieter von Essen

Herr Fritz Sundermann
Herr Stefan Unnewehr
Herr Michael Hollmeyer
Frau Sandra Ahlers
Herr Ralf Kobbe

Gaste

Protokoll

Frau Kathrin Janout von der Rasteder Rundschau

Frau Anna-Lena Sachs von der NWZ Rastede

Frau Evelyn Fisbeck
sowie 5 weitere Zuhorer

Entschuldigt fehlen:

ordentliche Mitglieder
Herr Dieter Ahlers

Herr Thorsten Bohmann
Herr Levent Sire

FDP

CDhu
CDU
SPD

Seite 2 von 14



Niederschrift

VERZEICHNIS DER TAGESORDNUNGSPUNKTE

Offentlicher Teil

1

2

10

Eroffnung der Sitzung

Feststellung der ordnungsgemalen Einladung, der Beschlussfahigkeit und der
Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift Gber die Sitzung vom 04.12.2018
Einwohnerfragestunde

Haushalt 2015 - Beschluss uber die Jahresrechnung und Entlastung des Bur-
germeisters

Vorlage: 2019/041

Haushalt 2016 - Beschluss uber die Jahresrechnung und Entlastung des Bur-
germeisters

Vorlage: 2019/042

Haushalt 2018 - Vorabinformationen zum Jahresabschluss
Vorlage: 2019/024A

Straldenausbaubeitrage - Antrag der Gruppe SPD/UWG
Vorlage: 2019/050

Einwohnerfragestunde

SchlielBung der Sitzung
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 1

Eroffnung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende Herr Langhorst eroffnet die offentliche Sitzung des Fi-
nanz- und Wirtschaftsausschusses um 16:00 Uhr.

Tagesordnungspunkt 2

Feststellung der ordnungsgemafen Einladung, der Beschlussfahigkeit und der
Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende Herr Langhorst stellt die ordnungsgemale Ladung sowie
die Beschlussfahigkeit fest. Anwesend sind 10 stimmberechtigte Mitglieder.

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss beschlieft:

Die Tagesordnung wird genehmigt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 3

Genehmigung der Niederschrift Uber die Sitzung vom 04.12.2018

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss beschlieft:

Die Niederschrift Gber die 6ffentliche Sitzung des Finanz- und Wirtschaftsausschus-
ses vom 04.12.2018 wird genehmigt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Tagesordnungspunkt 4

Einwohnerfragestunde

Es werden keine Fragen an den Burgermeister gestellt.
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 5

Haushalt 2015 - Beschluss liber die Jahresrechnung und Entlastung des Biir-
germeisters
Vorlage: 2019/041

Sitzungsverlauf:

Burgermeister von Essen nimmt an der Beratung zu den Tagesordnungspunkten 5
und 6 nicht teil.

Herr Hollmeyer stellt anhand einer Power-Point-Prasentation, die der Niederschrift
als Anlage 1 beigefugt ist, die Jahresabschllsse 2015 und 2016 vor und weist insbe-
sondere darauf hin, dass der eingeschrankte Priufungsvermerk fur 2015 darauf be-
ruht, dass bereits geschlossene Grundstlicksvertrage nicht nach den Grundsatzen
ordnungsmaliger Buchfuhrung behandelt wurden. Obwohl weder ein Zahlungsfluss
noch ein wirtschaftlicher Eigentumsibergang im Zusammenhang mit den Grund-
stlicksvertragen vorlag und es sich somit um ,schwebende Geschafte” handelt, wur-
den diese unzulassigerweise in Form von Forderungen und Verbindlichkeiten bilan-
ziert. Der Fehler wurde zwischenzeitlich aufgearbeitet, sodass er in den Folgejahren
nicht mehr auftauchen wird.

Auf Nachfrage von Herrn Lehners erklart Herr Hollimeyer, dass sich die Jahresuber-
schisse seit Einfuhrung der kommunalen Doppik (2009) bis zum 31.12.2016 auf ins-
gesamt rund 27 Millionen Euro saldiert haben.

Herr Lehners und Herr Segebade sprechen dem Kammerer Michael Hollmeyer und

der gesamten Verwaltung flir die geleistete Arbeit ihren Dank aus, wobei sie auch
den ehemaligen Kammerer Herrn Dudek mit einbeziehen.

Beschlussempfehlung:

l. Fir die Jahresrechnung 2015 werden folgende Ergebnisse festgestellt:
e ordentliches Ergebnis Uberschuss i. H. v. 4.027.520,82 Euro
e aulerordentliches Ergebnis Uberschussi. H.v. 386.327,84 Euro

Il. Uberschussverwendung:

1. Ordentlicher Bereich

Der festgestellte Uberschuss aus dem ordentlichen Bereich wird der Riick-
lage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses zugefiihrt. Im Rah-
men der Fortschreibung des Sonderpostens fur den GebUhrenausgleich
werden der Uberschussriicklage die Ergebnisse der kostenrechnenden
Einrichtungen hinzugerechnet (Defizit) oder abgezogen (Uberschuss).
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Niederschrift

a) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der
kostenrechnenden Einrichtung ,zentrale Schmutzwasserbeseitigung”
(Ergebnis 2015) wird der Uberschussriicklage aus dem Sonderposten
fur den Gebuhrenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v.
29.238,68 Euro zugefuhrt.

b) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der
kostenrechnenden Einrichtung ,dezentrale Schmutzwasser-
beseitigung“ (Ergebnis 2015) wird der Uberschussriicklage aus dem
Sonderposten fur den Gebuhrenausgleich ein kompensierender Be-
tragi. H. v. 7.404,65 Euro zugeflhrt.

c) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der
kostenrechnenden Einrichtung ,Stralenreinigung® (Ergebnis 2015)
wird der Uberschussriicklage aus dem Sonderposten fiir den Gebiih-
renausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 18.156,54 Euro zu-
gefuhrt.

d) Der im Jahresergebnis ausgewiesene Uberschuss der kostenrechen-
den Einrichtung ,Wochenmarkt“ (Ergebnis 2015) i. H. v. 3.417,42 Euro
wird dem Sonderposten fur den Geblhrenausgleich zugefihrt.

e) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der
kostenrechnenden Einrichtung ,Niederschlagsbeseitigung® (Ergebnis
2015) wird der Uberschussriicklage aus dem Sonderposten fiir den
Gebuhrenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 2.629,31 Euro
zugefihrt.

Im Ergebnis wird der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Er-
gebnisses ein Betrag i. H. v. 4.081.532,58 Euro zugefuhrt.

2. Aulerordentlicher Bereich

Das aullerordentliche Ergebnis i. H. v. 386.327,84 Euro wird der Rlcklage
aus Uberschissen des aulerordentlichen Ergebnisses zugefihrt.

I, Der Jahresabschluss flr das Haushaltsjahr 2015 wird unter Berlcksichtigung
der vorstehenden Punkte beschlossen.

V. Dem Burgermeister wird fur das Haushaltsjahr 2015 die Entlastung erteilt.

Abstimmunqgserqgebnis:

Ja-Stimmen: 10
Nein-Stimmen:

Enthaltung:

Ungultige Stimmen:
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 6

Haushalt 2016 - Beschluss liber die Jahresrechnung und Entlastung des Biir-

germeisters

Vorlage: 2019/042

Sitzungsverlauf:

Es wird auf die Beratung unter TOP 5 verwiesen.

Beschlussempfehlung:

Fir die Jahresrechnung 2016 werden folgende Ergebnisse festgestellt:
ordentliches Ergebnis Uberschuss i. H. v. 3.651.576,61 Euro
aulRerordentliches Ergebnis Fehlbetrag i. H. v. 106.946,59 Euro

Uberschussverwendung:

1. Ordentlicher Bereich

Der festgestellte Uberschuss aus dem ordentlichen Bereich wird der Riick-
lage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses zugefiihrt. Im Rah-
men der Fortschreibung des Sonderpostens fur den Gebuhrenausgleich
werden der Uberschussriicklage die Ergebnisse der kostenrechnenden
Einrichtungen hinzugerechnet (Defizit) oder abgezogen (Uberschuss).

a. Der im Jahresergebnis ausgewiesene Uberschuss der kostenre-

chenden Einrichtung ,zentrale Schmutzwasserbeseitigung® (Er-
gebnis 2016) i. H. v. 189.074,76 Euro wird dem Sonderposten fur
den Gebuhrenausgleich zugeflhrt.

. Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der

kostenrechnenden  Einrichtung ,dezentrale = Schmutzwasser-
beseitigung“ (Ergebnis 2016) wird der Uberschussriicklage aus
dem Sonderposten fur den GeblUhrenausgleich ein kompensieren-
der Betrag i. H. v. 12.655,50 Euro zugeflhrt.

. Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der

kostenrechnenden Einrichtung ,StralRenreinigung“ (Ergebnis 2016)
wird der Uberschussriicklage aus dem Sonderposten fiir den Ge-
buhrenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 14.299,18
Euro zugefuhrt.

. Der im Jahresergebnis ausgewiesene Uberschuss der kostenre-

chenden Einrichtung ,Wochenmarkt® (Ergebnis 2016) i. H. v.
4.374,93 Euro wird dem Sonderposten fur den Gebuhrenausgleich
zugefuhrt.
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Niederschrift

e. Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der
kostenrechnenden Einrichtung ,Niederschlagsbeseitigung® (Ergeb-
nis 2016) wird der Uberschussriicklage aus dem Sonderposten fiir
den Gebuhrenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v.
53.124,71 Euro zugefuhrt.

Im Ergebnis wird der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Er-
gebnisses ein Betrag i. H. v. 3.538.206,31 Euro zugeflhrt.

2. AuRerordentlicher Bereich

Zur Deckung des Fehlbetrages wird aus der Uberschussriicklage des au-
Rerordentlichen Ergebnisses ein Betrag i. H. v. 106.949,49 Euro entnom-
men.

. Der Jahresabschluss flr das Haushaltsjahr 2016 wird unter Bertcksichtigung
der vorstehenden Punkte beschlossen.

V. Dem Burgermeister wird fur das Haushaltsjahr 2016 die Entlastung erteilt.

Abstimmungserqgebnis:

Ja-Stimmen: 10
Nein-Stimmen:

Enthaltung:

Ungultige Stimmen:
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 7

Haushalt 2018 - Vorabinformationen zum Jahresabschluss
Vorlage: 2019/024A

Sitzungsverlauf:

Herr Hollmeyer stellt anhand einer Prasentation (Anlage 2 zur Niederschrift) den vor-
laufigen Jahresabschluss vor und macht insbesondere deutlich, dass trotz eines
Uberschusses von annahernd 10 Millionen Euro aufgrund von nicht vorhersehbaren
deutlich héheren Mehreinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln (u. a. bei der
Gewerbesteuer) eine Kreditaufnahme von Uber 6,5 Millionen Euro in 2018 erforder-
lich war, um das hohe Investitionsvolumen von uber 16 Millionen Euro decken zu
konnen. Dies hat dazu gefuhrt, dass der Schuldenstand zum 31.12.2018 auf rund 9
Millionen Euro angestiegen ist und obendrein auch noch Haushaltseinnahmereste
aus 2018 in Hohe von uber 4,5 Millionen Euro gebildet werden mussten.

Frau Lamers zeigt sich erfreut Uber das sehr gute Ergebnis im Jahr 2018 und regt
an, fur die teilweise noch beklagten Gewerbesteuernachzahlungen eine Art Rickstel-
lung zu bilden, um kunftige Haushalte vorsorglich zu entlasten. Hinsichtlich der kunf-
tigen Investitionen fuhrt sie aus, dass sich der Rat eine Selbstverpflichtung auferle-
gen und die 10-Millionen-Euro-Grenze kunftig nicht Uberschreiten sollte.

Herr Segebade legt dar, dass sich der Schuldenstand mittlerweile besorgniserregend
darstellt, jedoch die erfolgten gro3en Ausgaben in die Kindertagesstatten und Schu-
len unter anderem aufgrund der gesellschaftlichen Veranderungen unumganglich
und richtig waren. Gleichwohl hat die Kammerei mit der Vorlage der Politik ins
Stammbuch geschrieben, kunftig sorgfaltig mit dem Geld umzugehen sowie die Ein-
nahme- und Ausgabesituation kritisch zu betrachten. Dessen ungeachtet musste
hinsichtlich der Wohnraumsituation und dem Abverkauf der Grundstucke ein Umden-
ken erfolgen, da flir Menschen, die in Rastede wohnen mdéchten, laut der jingst ver-
offentlichten Studie kaum gunstiger Wohnraum zur Verfugung steht.

Herr Hoffmann erklart ebenfalls, dass das Jahr 2018 aulierst positiv verlaufen ist,
jedoch nicht ausreichend Liquiditat vorhanden ist, da beispielswese auch fir rund 4,5
Millionen Euro Grundstlcke erworben wurden, die erst in den nachsten Jahren wie-
der als Wohnbaugrundstiicke weiter verkauft werden. Er weist darauf hin, dass die
Mietwohnungsbauproblematik von der Gruppe CDU/GRUNE bereits aufgegriffen
wurde und inzwischen in einem ersten Schritt mit der Bereitstellung von geeigneten
Grundstucken in allen Neubaugebieten entgegen gewirkt wird. Vor dem Hintergrund
der sich abzeichnenden Entwicklung des hohen Anteils an kreditfinanzierten Investi-
tionen legt er ausdrucklich dar, dass entweder gespart und geschoben oder die Ein-
nahmesituation verbessert werden muss.

Frau Lamers weist darauf hin, dass das landkreisweite Wohnbauentwicklungskon-
zept sehr aufschlussreich ist und zu gegebener Zeit auch im gemeindlichen Aus-
schuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stra3en vorgestellt werden sollte.
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Niederschrift

Beschluss:

Der Bericht Uber den vorlaufigen Stand des Jahresabschlusses 2018 wird zur Kennt-
nis genommen.

Abstimmungserqgebnis:

Ja-Stimmen: 10
Nein-Stimmen:

Enthaltung:

Ungultige Stimmen:
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Niederschrift

Tagesordnungspunkt 8

StraBenausbaubeitrage - Antrag der Gruppe SPD/UWG
Vorlage: 2019/050

Sitzungsverlauf:

Frau Ahlers stellt mithilfe einer Power-Point-Prasentation (Anlage 3 zur Niederschrift)
die wesentlichen Inhalte der Vorlage vor.

Frau Heilker betritt um 16:55 Uhr den Sitzungssaal, sodass nunmehr 11 stimmbe-
rechtigte Mitglieder des Finanz- und Wirtschaftsausschusses anwesend sind.

Her Segebade fuhrt aus, dass die Anwendung der Satzung uUber die Erhebung von
Beitragen fir strallenbauliche Mallnahmen nicht mehr den heutigen Erfordernissen
entspricht und fur Unmut bei den Grundstickseigentimern sorgt, da die Anlieger
nicht nur beteiligt werden, sondern in der Regel auch den hoheren Anteil zu Uber-
nehmen haben. Gerade vor dem Hintergrund gestiegener Ausbaukosten kann es
hier zu erheblichen Einmalzahlungen im vierstelligen Bereich kommen. Er flhrt fer-
ner aus, dass die Nutzung der jeweiligen Stral3enabschnitte strittig diskutiert wird und
die Einsicht fehlt, warum ein Beitrag gezahlt werden muss, obwohl Uberwiegend an-
dere Kraftfahrer die Stral3e nutzen. Als durchaus ungerecht wird zudem empfunden,
dass eine Beitragspflicht nur fir die Anlieger an den Gemeindestralen gilt, wahrend
Anwohner an Bundes-, Landes- und Kreisstralden nicht betroffen sind, sodass die
Ubernahme der bisher von den Anliegern geleisteten StraRenausbaubeitrdge durch
die Gemeinschaft aus Sicht der SPD-Fraktion gerechter ist und dem Solidarprinzip
entspricht. Im Ubrigen wird auch in der Verwaltung Arbeitskraft fiir die Berechnung
der jeweiligen StralRenausbaubeitrage gebunden, sodass mit der Aufhebung der Sat-
zung Arbeitsstunden im Rathaus eingespart werden konnten. Vor diesem Hinter-
grund unterbreitet er den Antrag: Die Satzung lber die Erhebung von Beitrdgen nach
§ 6 NKAG (Nds. Kommunalabgabengesetz) flir strallenbauliche MalBnahmen in der
Gemeinde Rastede vom 27.04.2004 ist aufzuheben.

Frau Lamers legt ebenfalls dar, dass die Strallenausbaubeitragssatzung nicht mehr
zeitgemaR ist und als logische Konsequenz auch die Gruppe CDU/GRUNE den An-
trag gestellt hatte, die Satzung abzuschaffen und vor dem Hintergrund der relativ ge-
ringfigigen Einnahmen von zuletzt nach eigenen Berechnungen jahrlich durch-
schnittlich 68.000 Euro im Verhaltnis zum Haushaltsvolumen in Hohe von rund 40
Millionen Euro auf GegenfinanzierungsmalRnahmen beispielsweise in Form einer
Steuererhdhung zu verzichten. Sie spricht sich zudem dafiir aus, eine Prioritatenset-
zung im Haushalt zugunsten der Strallenunterhaltung sowie des Stralenvollausbaus
zu setzen und gleichzeitig zu prufen, wo Finanzmittel eingespart werden kénnen. In
diesem Zusammenhang macht sie zudem deutlich, dass sich die Gruppe
CDU/GRUNE in gemeinsamer Sitzung dafiir ausgesprochen hat, in dieser Wahlperi-
ode keine Steuererhdhung vorzunehmen.

Herr Hoffmann weist erganzend zu den Ausflihrungen von Frau Lamers darauf hin,
dass es aus seiner Sicht realistisch erscheint, die in Frage stehenden Betrage auch
Uber den allgemeinen Haushalt schultern zu kdnnen.
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Herr Krause zeigt sich erfreut daruber, dass eine breite Mehrheit den SPD-Antrag
unterstutzt.

Blrgermeister von Essen macht darauf aufmerksam, dass in den vergangenen 10
Jahren zwar im Durchschnitt lediglich 90.000 Euro an Beitragen eingenommen wur-
den, jedoch fur 2020 und 2021 hohe sechsstellige Betrage (815.000 und 280.000
Euro) an entsprechenden Beitragseinnahmen eingeplant sind.

Herr Zoérgiebel legt dar, dass noch festgelegt werden musste, zu welchem Stichtag
die Satzung aufgehoben und ob eine rickwirkende Abschaffung erfolgen soll.

Herr Segebade und Frau Lamers sprechen sich Ubereinstimmend fur eine rlckwir-
kende Abschaffung der Beitrage fur Malinahmen, die noch nicht abgerechnet sind,
aus. Sie regen an, den Sachverhalt vor der Beschlussfassung hinsichtlich der rtuck-
wirkenden Aufhebung sowie der rechtlichen Auswirkungen noch einmal zu prifen.

Blrgermeister von Essen unterbreitet daraufhin den erganzenden Beschlussvor-

schlag, die Verwaltung zu beauftragen, eine weitere Konkretisierung hinsichtlich der
rechtlichen Auswirkungen und einer rickwirkenden Aufhebung zu erarbeiten.

Beschlussempfehlung:

Die Satzung uUber die Erhebung von Beitragen nach § 6 NKAG (Nds. Kommunalab-
gabengesetz) fur strallenbauliche Malnahmen in der Gemeinde Rastede vom
27.04.2004 ist aufzuheben.

Die Verwaltung wird beauftragt, weitere Konkretisierungen hinsichtlich der rechtli-
chen Auswirkungen und einer rickwirkenden Aufhebung zu erarbeiten.

Abstimmungserqgebnis:

Ja-Stimmen: 11
Nein-Stimmen:

Enthaltung:

Ungultige Stimmen:
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Tagesordnungspunkt 9

Einwohnerfragestunde

Es werden keine Fragen an den Burgermeister gestellt.

Tagesordnungspunkt 10

SchlieBung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende Herr Langhorst schliel3t die offentliche Sitzung des Fi-
nanz- und Wirtschaftsausschusses um 17:22 Uhr.

Seite 14 von 14




	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

